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Rn. 18 a.E.; a. A. Mirbach/Mirbach, § 9 Rn. 20.2). Eine 
Erläuterung zu dieser Besonderheit oder Fundstellen aus 
der Rechtsprechung sind – soweit ersichtlich – allerdings 
nicht vorhanden. Denkbar wäre, dass Milatz/Christopeit 
den Fall des Beitritts zu einer bereits bestehenden ver-
mögensverwaltenden Gesellschaft meinen, für deren 
Entstehen nach § 105 Abs. 2 i. V. m. § 161 Abs. 2 HGB 
die Eintragung ins Handelsregister konstitutiv ist, nicht 
jedoch den Fall erfassen wollen, in dem eine bereits be-
stehende Beteiligung übertragen wird. 

Zahlreiche Folgefragen ergeben sich hingegen für den 
Fall, dass sich das Grundstück nicht im Vermögen der 
Gesellschaft befi ndet, sondern zum Sonderbetriebsver-
mögen eines Gesellschafters zählt. Die Literatur weist 
für diesen Sonderfall darauf hin, dass auf die gleich-
zeitige Übertragung beider Vermögensgegenstände zu 
achten sei (Mirbach/Mirbach, § 9 Rn. 20.2). Mit den 
erbschaftsteuerlichen Konsequenzen der nicht gleichzei-
tigen Übertragungen hatte sich erst kürzlich der BFH 
zu befassen (BFH ZEV 2020, 787 m. Anm. Hübner 
auch zu den ertragssteuerlichen Konsequenzen).

GBO § 17 
Prioritätsgrundsatz bei Teilungserklärung 
und Grundschuld; Erforderlichkeit einer 
Rangbestimmung

I. Sachverhalt
Ein Grundstückseigentümer hat eine Teilungserklärung 
nach § 8 WEG errichtet und diese im September 2020 
beim Grundbuchamt einreichen lassen. Der grund-
buchliche Vollzug ist bisher nicht erfolgt, da die Abge-
schlossenheitsbescheinigung noch nicht erteilt wurde. 
Der Eigentümer beabsichtigt nunmehr die Bestellung 
einer Grundschuld an dem gesamten Grundstück, die-
möglichst kurzfristig, also vor Vollzug der Teilungs-
erklärung, eingetragen werden soll. Das Grundbuchamt 
teilt mit, dass hierzu wegen § 17 GBO eine Erklärung 
(Rangbestimmung) des Notars, der den Antrag auf 
Vollzug der Teilungserklärung eingereicht habe, erfor-
derlich sei. Der Notar müsse darin bestimmen, dass der 
Antrag auf Eintragung der Grundschuld vor der Tei-
lungserklärung vollzogen werden solle.

II. Frage
Kann die Grundschuld unabhängig von dem noch un-
erledigten Antrag auf Vollzug der Teilungserklärung ein-
getragen werden, ohne dass es einer „Rangbestimmung“ 
oder ähnlichen Erklärung des Antragstellers bedarf? 

III. Zur Rechtslage
Nach § 17 GBO darf für den Fall, dass mehrere Ein-

tragungen beantragt werden, durch die dasselbe Recht 
betroff en wird, die später beantragte Eintragung 
nicht vor Erledigung des früher gestellten Antrags 
erfolgen. Dabei ist für die Anwendung von § 17 GBO 
unerheblich, ob einem der Anträge ein Vollzugshinder-
nis entgegensteht (KEHE/Volmer, GBO, 8. Aufl . 2019, 
§ 17 Rn. 10). § 17 GBO darf dabei nicht wörtlich ver-
standen werden. Nach Schöner/Stöber (16.  Aufl . 2020, 
Rn. 91 m. w. N. – Hervorhebung i. F. durch die DNo-
tI-Redaktion; s. a. KEHE/Volmer, § 17 Rn. 16) ist von 
mehreren beantragten Eintragungen nur dann dasselbe 
Recht i. S. v. § 17 GBO betroff en, wenn

„‒ durch die Eintragungen ein Rangverhältnis zwischen 
mehreren Rechten (§ 879 BGB; auch § 45 GBO) begrün-
det wird […],

‒ eine Eintragung die andere ausschließt (so bei Ein-
tragung eines Eigentumswechsels und einer Hypothek) oder 
sonst in irgendeiner Weise beeinfl usst oder beschränkt (an 
weitere Voraussetzungen knüpft), wie bei Anträgen auf 
Verpfändung und Löschung eines Grundpfandrechts, Ein-
tragung der Aufl assung und eines Widerspruchs gegen das 
Eigentum des Veräußerers,

‒ die früher beantragte Eintragung die später be-
antragte erst zulässig macht (so bei Eintragung einer 
Grundschuld an einer nach dem früheren Antrag erst zu 
bildenden WEG-Einheit); das schließt Zurückweisung des 
später gestellten Antrags vor Erledigung des früher gestell-
ten aus.“

Die Frage, ob § 17 GBO Anwendung fi ndet, wenn zu-
nächst nur ein Antrag auf Vollzug der Teilungserklä-
rung und später zusätzlich ein Antrag auf Eintragung 
einer Grundschuld am gesamten Grundstück gestellt 
wird, war bisher soweit ersichtlich nicht Gegenstand 
einer Stellungnahme in Rechtsprechung oder Literatur. 
Die Anwendung des § 17 GBO erscheint zumindest 
zweifelhaft, da keine der vorgenannten Fallgruppen 
einschlägig ist:

Eine Rangkonkurrenz im Sinne der erstgenannten 
Fallgruppe liegt vor, wenn zwischen den beantragten 
Eintragungen ein Rangverhältnis besteht (KEHE/
Volmer, § 17 Rn. 15). Die Eintragung der Aufteilung 
in Wohnungseigentum einerseits und des Grund-
pfandrechts andererseits stehen aber nicht in einem 
Rangverhältnis zueinander. Die WEG-Aufteilung 
stellt eine inhaltliche Ausgestaltung des Eigentums 
am Grundstück dar (vgl. BeckOGK-WEG/Monreal, 
Std.:  1.12.2021, § 5 Rn. 2-14). Das Eigentum als sol-
ches hat keinen Grundbuchrang, sodass auch keine 
Rangkonkurrenz zu dem Grundpfandrecht bestehen 
kann. 
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Auch die zweite Fallgruppe ist nicht einschlägig, da 
sich die beantragten Eintragungen nicht gegensei-
tig beeinfl ussen oder ausschließen. Wird zuerst die 
Grundschuld an dem noch unaufgeteilten Grund-
stück eingetragen, setzt sie sich an den Wohnungs-
eigentumsrechten als Gesamtrecht fort, ohne dass es 
der Zustimmung des Grundpfandrechtsgläubigers zur 
WEG-Aufteilung bedarf (vgl. BGH DNotZ 2012, 531: 
keine Betroff enheit des Grundpfandrechtsgläubigers 
i. S. v. §§ 876, 877 BGB). Wird umgekehrt zuerst die 
WEG-Aufteilung vollzogen, so ist die Grundschuld in 
sämtlichen Wohnungsgrundbüchern als Gesamtrecht 
einzutragen. Aus der Sicht eines Grundpfandrechtsgläu-
bigers, der ein Grundpfandrecht am gesamten Grund-
stück hat, ist die WEG-Aufteilung somit rechtlich ir-
relevant. Im Falle der WEG-Aufteilung besteht alleine 
die buchungstechnische Besonderheit, dass das Grund-
stück im Rechtssinne nicht in einem einzigen „norma-
len“ Grundbuchblatt, sondern in einer Mehrzahl von 
Wohnungsgrundbuchblättern gebucht ist.

Auch die dritte Fallgruppe ist nicht gegeben. Die früher 
beantragte Eintragung (Vollzug der Teilungserklä-
rung) macht die später beantragte (Grundschuld) 
nicht erst zulässig. Insbesondere liegt hier nicht der 
Fall vor, dass ein noch nicht eingetragenes Wohnungs-
eigentumsrecht selbständig mit einem Grundpfandrecht 
belastet werden soll. Vielmehr soll das gesamte Grund-
stück mit dem Grundpfandrecht belastet werden.

Nach alledem kann die Eintragung der Grundschuld 
unabhängig von der Eintragung des Vollzugs der 
WEG-Aufteilung erfolgen. § 17 GBO steht dem nicht 
entgegen.


